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Anfrage 1: Wie wirkt der städtische Innovationstopf des Landesprogramms 
„Lebendige Quartiere“? 
Anfrage der Abgeordneten Sahhanim Görgü-Philipp, Dr. Emanuel Herold und 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
vom 17. Juni 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. In welcher Höhe wurden in den zurückliegenden zwei Jahren Mittel aus dem 
Innovationstopf „Lebendige Quartiere“, der das Ziel verfolgt, Lebensbedingungen zu 
verbessern und soziale Ungleichheit zu verringern, bewilligt und abgerufen 
beziehungsweise wie hoch sind die noch verfügbaren Mittel für 2026? 
 
2. Welche inhaltlichen Schwerpunkte sieht die Förderrichtlinie des Innovationstopfes vor, 
und wie spiegeln sich diese in den bewilligten Anträgen der letzten zwei Jahren im 
Hinblick auf die Verbesserung der Lebensbedingungen in den Quartieren wider? 
 
3. Welche Maßnahmen zur Bekanntmachung des Innovationstopfes wurden bisher 
umgesetzt, und welche weiteren Schritte sind geplant, um die Bekanntheit dieser 
Fördermöglichkeit zu erhöhen? 
 
Zu Frage 1: 
In den zurückliegenden zwei Jahren 2024 und 2025 wurden aus dem Innovationstopf 
„Lebendige Quartiere“ insgesamt 325.409,80 € bewilligt und 558.377,18 € ausgezahlt. 
2024 waren es 149.756,91 € Bewilligungen und 383.266,99 € Auszahlungen und 2025 
waren es 175.652,89 € Bewilligungen und 175.110,19 € Auszahlungen. In einem Jahr kann 
die Summe der abgerufenen Mittel von der Summe der Bewilligungen teils deutlich 
abweichen, da einige Projekte eine zwei Jahre umfassende Laufzeit haben und außerdem 
es immer wieder zu ungeplanten Verzögerungen bei der Umsetzung kommen kann. 
Die im Jahr 2026 noch verfügbaren Mittel im Innovationstopf betragen 232.500,83 €.  
 
Zu Frage 2: 
Die Förderrichtlinie sieht folgende Schwerpunkte vor: Gefördert werden investive wie auch 
konsumtive Vorhaben vor Ort, die erstens eine Verbesserung der Lebenssituation von 
Kindern, Jugendlichen und Familien sowie älteren Menschen und Alleinstehenden im 
Quartier darstellen und zweitens in Stadtteilen und Quartieren in der Stadtgemeinde 
Bremen wirken, im Quartier unterstützt werden und möglichst ressortübergreifend 
getragen sind.  
In den zwei zurückliegenden Jahren 2024 und 2025 wurden Projekte in den folgenden 
thematischen Schwerpunkten (Angaben in Prozent) gefördert: Kinder und Jugend (22 
Prozent), Sport (15 Prozent), Arbeit (13 Prozent), Soziales (13 Prozent), Politische Bildung 
und Beteiligung (12 Prozent), Kultur (11 Prozent), Sicherheit und Sauberkeit (9 Prozent) 
sowie ökologische Nachhaltigkeit (5 Prozent).   
Die Förderungen entsprechen voll und ganz den inhaltlichen Schwerpunkten, die in der 
Richtlinie formuliert wurden.  
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Zu Frage 3: 
Alle Informationen zum Innovationstopf Landeprogramm „Lebendige Quartiere“ sind auf 
der Website der Senatskanzlei online abrufbar. Neben den allgemeinen Informationen zur 
Grundlage und dem Förderzweck stehen dort die Förderrichtlinie, das Antragsformular und 
die Senatsvorlage zum Herunterladen zur Verfügung.  
Auf die Fördermöglichkeiten des Innovationstopfes wird außerdem im Rahmen der 
Bekanntmachung des Landesprogramms „Lebendige Quartiere“ hingewiesen. 
Um eine gezielte lokale Verankerung der Fördermöglichkeiten des Innovationtopfes zu 
gewährleisten, werden die lokalen Netzwerke in den Stadtteilen über die 
Quartiersmanagements, Ortsämter, Beiräte und weitere Multiplikatoren regelmäßig 
informiert. Es sind keine weiteren Maßnahmen geplant, um die bestehende Bekanntheit zu 
erhöhen. 
 
 
Anfrage 2: Losverfahren gegen Diskriminierung bei Wohnungsvermietung – 
Erfolgsrezept? 
Anfrage der Abgeordneten Sigrid Grönert, Dr. Oğuzhan Yazici, Dr. Wiebke Winter 
und Fraktion der CDU 
vom 17. Juni 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Aus welchen Gründen, in welchem Umfang und seit wann werden von der BREBAU und 
GEWOBA Wohnungen im Losverfahren vermietet? (Bitte für beide Wohnungsgesellschaften 
getrennt angeben.) 
 
2. Inwiefern wird der Erfolg dieser Losverfahren mit Blick auf verschiedene 
Anwendungsgründe evaluiert, und ist geplant, die Nutzung der Verfahren bei der GEWOBA 
und BREBAU entsprechend anzupassen oder zu vereinheitlichen?  
 
3. Welche Folgen hat das Losverfahren für bestehende oder neu entstehende 
Hausgemeinschaften, und welche anerkannten diskriminierungsfreien Vergabeverfahren 
könnten und sollten alternativ genutzt werden? 
 
Zu Frage 1: 
Die BREBAU praktiziert das Losverfahren seit September 2021, um eine faire und auf 
Chancengleichheit beruhende Vergabe sicherzustellen. Das Losverfahren zielt darauf ab, 
dass bei mehreren Interessent:innen für eine Wohnung sowohl die Teilnahme an einer 
Wohnungsbesichtigung als auch die im weiteren Verlauf an einer Anmietung der Wohnung 
interessierten Personen diskriminierungsfrei ermittelt werden. Das Losverfahren findet im 
gesamten Mietwohnungsbestand der BREBAU Anwendung. Lediglich ein kleiner 
festgelegter Anteil der Wohnungen wird über Kooperationsvereinbarungen mit Bremer 
Institutionen (z. B. der Zentralen Fachstelle Wohnen) direkt vergeben. 
 
Für die Erstvermietung von Neubauwohnungen wird das Losverfahren seit dem Jahr 2022 
aufgrund der sehr hohen Anzahl an gesammelten Anfragen gewählt. So kann eine 
Chancengleichheit unter der hohen Bewerberanzahl gewährleistet werden. 
 
Für die Nachvermietung im Neubau sowie für die Vermietung von Bestandswohnungen hat 
sich die GEWOBA für ein diskriminierungsfreies Vergabeverfahren entschieden. Sollten 
mehrere Zusagen von Interessent:innen für eine Wohnung vorliegen, so entscheidet sich 
die Vergabe der Wohnung nach der Erfüllung der meisten übereinstimmenden Kriterien 
zwischen Gesuch und Angebot. Sollten danach weiterhin mehrere Interessent:innen für 
eine Wohnung in Frage kommen, entscheidet sich die Vergabe nach weiteren Kriterien, z. 
B. Wartezeit, Zeitpunkt der Zusage, Wohnung ist für Senioren, Studierende oder 
Alleinerziehende besonders geeignet etc. 
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Zu Frage 2: 
Die grundsätzliche Praktikabilität des Losverfahrens und etwaige Optimierungspotenziale 
werden seitens der BREBAU fortlaufend geprüft. Dabei werden auch Prozessoptimierungen 
hinsichtlich des aktuellen Losverfahrens unter Berücksichtigung systemseitiger sowie 
rechtlicher Voraussetzungen diskutiert. Grundsätzlich hält die BREBAU das Losverfahren 
für die fairste Vergabevariante. 
 
Bei der GEWOBA findet das Losverfahren für die Vermietung von Bestandswohnungen 
keine Anwendung. Das alternative Vergabeverfahren stellt sicher, dass registrierte 
Interessent:innen, die nach einem bestimmten Wohnungstyp (Größe, Anzahl der Zimmer, 
Stadtteil) suchen, fair und frei von Diskriminierung berücksichtigt werden. 
 
Die Nachfrage nach Neubauwohnungen übersteigt das Angebot deutlich. Hier besteht die 
Nachfrage nach einem bestimmten Objekt im Unterschied zu Bestandswohnungen. Um 
allen Interessent:innen die gleiche Chance auf die Anmietung der Wohnungen zu geben, 
erfolgt die Vermietung von Neubauten bei der GEWOBA daher im Losverfahren. Die 
Verwendung des Losverfahrens ist vorgesehen, solange der deutliche Nachfrageüberhang 
in der Wohnungssuche im Neubaubereich besteht.  
 
BREBAU und GEWOBA haben für die Vermietung betriebsindividuelle Ansätze entwickelt, 
die auf der jeweiligen Unternehmensebene einer Weiterentwicklung unterliegen. Zentrale 
Vorgaben des Senats wären insbesondere bei der GEWOBA in der Rechtsform einer 
Aktiengesellschaft nicht vorzugeben. 
 
 
Zu Frage 3: 
Gesprächsbedarfe, die seitens der Mieter:innen gegenüber der BREBAU kommuniziert 
werden, können nicht pauschal einer Anwendung des Losverfahrens zugeschrieben werden, 
sondern umfassen unterschiedlichste Themenbereiche und Auslöser. Die BREBAU hat u. a. 
mit der Installation des Teams „Soziales Management“ Möglichkeiten geschaffen, um 
solche Anliegen professionell zu bearbeiten. Zudem steht, in enger Abstimmung mit dem 
Diversity Management der BREBAU, im Rahmen des Quartiersmanagements und der 
Nachbarschaftsberatung eine nachhaltige Stabilität in den Hausgemeinschaften der 
BREBAU im Fokus. 
 
Die Besonderheit bei Neubauvorhaben liegt darin, dass alle Bewohnenden in einem kurzen 
zeitlichen Zusammenhang neu in das Haus einziehen. Die Hausgemeinschaft muss sich 
also immer neu bilden. Insofern sind Folgen des Losverfahren nicht explizit feststellbar. 
 
Die Festigung des Gemeinschaftsgefühls der neuen Hausgemeinschaft wird durch eine 
konsequente Quartiersarbeit der GEWOBA und von Partnern nach Bezug der Häuser aktiv 
gestaltet. Dazu gehört auch, dass die GEWOBA ein „Einzugsfest“ mit allen neuen 
Bewohnenden zeitnah nach den Einzügen veranstaltet, um ein Kennenlernen zu 
ermöglichen und eine erste „Nachbarschaft“ zu vermitteln.  
 
In Bestandsgebäuden kann eine Wohnungsvermittlung unabhängig vom gewählten 
Verfahren nicht immer frei von jeglichen Anpassungserfordernissen für die bestehende 
Hausgemeinschaft garantiert werden; der Vergabeprozess der GEWOBA sorgt jedoch 
insoweit für mehr Chancengleichheit und stellt eine passende Alternative zum 
Losverfahren dar. 
 
 
 
  



- 4 - 
 

 
 

Umdruck Fragestunde Stadtbürgerschaft 

Anfrage 3: Der Bremer Mehrwegservice – für wen fährt das Spülmobil? 
Anfrage der Abgeordneten Hartmut Bodeit, Dr. Wiebke Winter und 
Fraktion der CDU 
vom 17. Juni 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie oft wurde der Bremer Mehrwegservice (Spülmobil und Mehrweggeschirr) seit Beginn 
der Einweihung von welcher Organisation eingesetzt? 
 
2. Welche Einnahmen wurden dadurch für welche Träger bis heute erzielt, und in welchem 
Verhältnis steht der Erfolg zum Anschaffungspreis? 
 
3. Nach welchen Kriterien wird der Bremer Mehrwegservice verliehen, und welchen 
Organisationen (in Bremen und Niedersachsen) wurde aus welchen Gründen abgesagt? 
 
Zu Frage 1:  
Seit Projektstart Ende August 2024 wurde der Bremer Mehrwegservice von 19 
Organisationen auf insgesamt 24 Veranstaltungen genutzt. 
 
Dazu gehörten unter anderem die Musikszene Bremen beim Überseefestival, das Neustadt 
Stadtteilmanagement beim Summer Sounds, die Neue Gruppe Kulturarbeit für La Strada, 
die Breminale, aber auch Sportvereine wie der BSV oder ATS Buntentor. Hinzu kommen 
Organisationen wie der muslimische Hochschulbund Bremen, DLRG Niedersachsen oder 
der BUND Bremen.  
 
Zu Frage 2:  
Der Bremer Mehrwegservice wird vom Musikszene Bremen e.V. verwaltet.  
 
Mit dem Mehrwegservice ist keine Gewinnerzielungsabsicht verbunden, um nachhaltiges 
Veranstalten zu ermöglichen wird lediglich eine Nutzungsgebühr zur Deckung der 
laufenden Kosten wie Kfz-Versicherung, Steuer, Wartung oder TÜV erhoben. Die 
Gebührenhöhe ist gestaffelt und für gemeinwohlorientierte Organisationen geringer als für 
Unternehmen. Sie liegt aktuell zwischen 150 und 300 Euro pro Tag). In Summe betragen 
die Einnahmen durch den Verleih per Juli 2026 5.300 EUR.  
 
Der Erfolg des Bremer Mehrwegservice im Vergleich zum Anschaffungspreis ist 
ökonomisch und ökologisch zu bemessen. Zum einen konnten Veranstalter:innen durch ein 
verringertes Müllaufkommen, die geringere Miete des Mehrweggeschirrs und den Verzicht 
auf einen Großküchenservice zum Spülen des Geschirrs Kosten einsparen. Durch das Vor-
Ort-Spülen entfielen die Transporte zu den Dienstleistern (z.B. nach Hannover), wodurch 
neben den Kosten auch CO2-Emissionen eingespart wurden. Zum anderen hat der Einsatz 
des Bremer Mehrwegservice die Sauberkeit auf den genutzten Flächen verbessert und 
somit die Aufenthaltsqualität erhöht. Besucher:innen der Veranstaltungen empfanden das 
Mehrwegsystem als sehr positiv im Vergleich zu Einweggeschirr. Darüber hinaus kann es 
als Erfolg gewertet werden, dass viele Gastronom:innen eigene Mehrweglösungen 
einsetzen. 
 
Zu Frage 3:  
In erster Linie wird der Mehrwegservice wie mit Anschaffung vorgesehen an die Festivals 
in Bremen zur umwelt- und ressourcenschonenden Durchführung vermietet. Darüber 
hinaus steht der Service ebenfalls gemeinwohlorientierten Initiativen, Vereinen/Verbänden 
und sozialen Einrichtungen zur Verfügung. Durch eine Kooperation mit dem „Bündnis für 
Mehrweg“ (Geschäftsstelle Umwelt Unternehmen, RKW Bremen GmbH) können auch die 
entsprechenden Mitgliedsunternehmen den Mehrwegservice in Anspruch nehmen. Darüber 
hinaus gibt es keine festen Kriterien. 
 
Bisher mussten sechs Anfragen abgelehnt werden. Dies geschah in den meisten Fällen 
aufgrund von Terminüberschneidungen mit Festivals in Bremen, welche Vorrang bei den 
Buchungen haben. Bedauerlicherweise musste daher unterstützenswerten Veranstaltungen 
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wie dem Sommerfest auf der Stadtteilfarm Huchting oder dem Sodenmattseefest abgesagt 
werden. 
 
 
Anfrage 4: Entwicklung der Fahrgastzahlen bei der BSAG 
Anfrage der Abgeordneten Tim Sültenfuß, Sofia Leonidakis und 
Fraktion Die Linke 
vom 17. Juni 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie haben sich die Fahrgastzahlen bei der BSAG im Jahr 2025 entwickelt? 
 
2. Wie haben sich die Fahrgastzahlen in den ersten fünf Monaten des Jahres 2026 bei der 
BSAG entwickelt, und kann daraus schon eine Prognose für das Gesamtjahr 2026 
abgeleitet werden? 
 
3. Welche Auswirkungen haben Entwicklungen der Fahrgastzahlen auf die Netzplanung der 
BSAG? 
 
Zu Frage 1: 
Im Jahr 2025 beförderte die BSAG 108,3 Millionen Fahrgäste. Dieses ist eine Steigerung 
um rund 200.000 Fahrgäste gegenüber dem Vorjahr. Damit wurde der bisherige 
Fahrgastrekord aus dem Jahr 2024 nochmals übertroffen.  
 
Zu Frage 2: 
Die Fahrgastzahlen liegen im ersten Halbjahr 2026 etwas niedriger als im 
Vorjahreszeitraum. Dieses wird maßgeblich auf die Sperrung der Bürgermeister-Smidt-
Brücke für den ÖPNV in den Monaten Januar bis April 2026 zurückgeführt.  
Im Sommer dieses Jahres werden weitere Angebotsausweitungen umgesetzt, so dass die 
BSAG aktuell für das Gesamtjahr 2026 von einem ähnlichen Fahrgastaufkommen wie 2025 
ausgeht. 
 
Zu Frage 3: 
Die BSAG verfolgt bei der Netzplanung einen stufenweisen Ansatz, der im 
Verkehrsentwicklungsplan der Stadt Bremen definiert ist. Im Mittelpunkt stehen die 
Erschließung und Optimierung nachfragestarker Strecken auf den Hauptachsen des 
Straßenbahn- und Busnetzes in den Stufen 1 und 2. Ziel ist es, die Kapazitäten und das 
Angebot dort weiter zu stärken, wo die größte Nachfrage besteht. Somit orientiert sich der 
Netzausbau an der Fahrgastnachfrage. 
 
In weiteren Stufen werden gezielt Angebotsplanungen für bestimmte Nutzergruppen 
entwickelt, beispielsweise für die Anbindung von Gewerbegebieten oder Quartieren. So 
wird mit Anpassungen im Netz flexibel auf die unterschiedlichen Mobilitätsbedürfnisse in 
Bremen reagiert und eine flächendeckende Erreichbarkeit gewährleistet. 
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Anfrage 5: Wie ist der Stand beim Kulturflächenkataster? 
Anfrage der Abgeordneten Ole Humpich, Thore Schäck und Fraktion der FDP 
vom 17. Juni 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie ist der aktuelle Stand bei der Erfassung von Kulturorten, und welche Akteure sind 
beteiligt? 
 
2. Durch wen wird das Kulturflächenkataster gepflegt und aktuell gehalten? 
 
3. Inwiefern wird es vom Bauressort herangezogen, um Nutzungskonflikte zu erkennen, und 
inwieweit informiert das Tool, wenn Bebauungspläne in unmittelbarer Nähe von Kulturorten 
entstehen oder geändert werden? 
 
Zu Frage 1: 
Die Erfassung der Kulturorte ist abgeschlossen. Die Veröffentlichung des 
Kulturflächenkatasters ist nach der Sommerpause 2026 geplant. Die zugrundliegenden 
Daten stammen aus der ersten Jahreshälfte 2025 und wurden unter Einbeziehung der 
bremischen Kulturszene erhoben. Eingebunden waren unter anderem die Verbände der 
Kulturszene, die Kulturorte entsprechend der Erhebung vertreten. Zudem sind die Einträge 
mit dem Senator für Kultur abgestimmt. 
 
Zu Frage 2: 
Es wird in Zukunft eine regelmäßige Erhebung der Kulturorte stattfinden – vergleichbar mit 
der Erhebung von Einzelhandelsdaten. Der Turnus hierfür wird aktuell zwischen den 
Ressorts abgestimmt. Die Federführung für die Erhebung liegt bei der Senatorin für Bau, 
Mobilität und Stadtentwicklung und erfolgt in enger Zusammenarbeit mit dem Senator für 
Kultur sowie den Kulturverbänden auf Basis der Beteiligungs- und Förderberichte des 
Senats. 
 
Zu Frage 3: 
Das Kataster wurde als Grundlage für die Erarbeitung des Berichts zur 
Kulturflächenentwicklung erarbeitet und dient der Stadtgemeinde Bremen als Übersicht 
bestehender Kulturorte. Eine rechtsverbindliche Wirkung im Rahmen von 
Baugenehmigungsverfahren entfaltet es nicht. Es soll als Indikator dienen, um mögliche 
Vorhabenkonflikte frühzeitig zu erkennen. In der Bauleitplanung soll das Kataster als 
Belang kultureller Bedürfnisse gleichwohl Berücksichtigung finden. Eine automatisierte 
Schnittstelle zwischen dem Bauleitplan-Informationssystem und dem Kulturflächenkataster 
ist derzeit nicht vorgesehen. 
 
Anfrage 6: Wie fördert der Senat den inhabergeführten Einzelhandel in der 
Innenstadt? 
Anfrage des Abgeordneten Dr. Emanuel Herold und Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
vom 18. Juni 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Mit welchen Instrumenten und auf Basis welcher übergreifenden Strategie fördert der 
Senat die Ansiedlung von Einzelhändlern in der Innenstadt? 
 
2. Welche Ansiedlungen in der Innenstadt konnten in den letzten drei Jahren erfolgreich 
unterstützt werden, und in welchen Fällen handelt es sich bei den Neueröffnungen um 
Filialen von Einzelhandelsketten, und in welchen um inhabergeführte Betriebe? 
 
3. In welchen Fällen erfolgte nach der Ansiedlung mittlerweile eine Schließung, und sieht 
der Senat den Bedarf, Instrumente und Strategien zur Förderung insbesondere des 
inhabergeführten Einzelhandels in der Innenstadt weiterzuentwickeln? 
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Vorbemerkung des Senats: 
Die Bremer Innenstadt steht vor der größten Transformation seit der Nachkriegszeit. In 
Anlehnung an den Aktionsplan „Centrum Bremen 2030+“ werden mehrere Großprojekte 
wie der Umbau des Karstadt-, des C&A- und des ehemaligen Horten-Gebäudes, der Abriss 
und Neubau auf dem Areal des Parkhauses Mitte sowie die Ertüchtigung des 
Konzerthauses Die Glocke und Neuentwicklung des Balgequartiers den mehrjährigen 
Umbau des Zentrums prägen. Auch das historische Sparkassengebäude am Brill wird neu 
entwickelt. Hinzu kommen weitere Bauvorhaben zur Klimaanpassung, Digitalisierung sowie 
der Ausbau des Fernwärmenetzes, die Umwandlung von Gewerbe in Wohnraum sowie 
weitere, kleinere Bauvorhaben in zentraler Lage.  
 
Ziel ist die Umwandlung von reinem Einzelhandel in einen lebendigen Stadtraum, der 
ergänzt wird um Wohnen, Kultur und Gastronomie sowie neue Wegebeziehungen. Dies wird 
als Chance verstanden, um die Innenstadt für die Herausforderungen der kommenden 
Jahrzehnte weiterzuentwickeln. 
 
Zu Frage 1: 
In der durch den Senat Ende 2021 beschlossenen Strategie „Bremen Centrum 2030+“ 
wird im Handlungsfeld 3 „Nutzen und Erleben“ die Entwicklung neuer Handelskonzepte 
und -lagen aufgeführt. Dies soll u.a. durch die Aktivierung leerstehender Immobilien für 
gewerbliche Concept-Stores, Pop-up-Stores etc. erfolgen. Hiermit soll auch der 
Nutzungsmix gefördert werden. 
 
Die WFB Wirtschaftsförderung Bremen GmbH (WFB) verfügt über ein professionelles 
Ansiedlungsmanagement, mit dem sie den Kontakt zu Betreibern von sowohl 
filialbetriebenen als auch inhabergeführten Konzepten sucht und eine Ansiedlung in 
Bremen bzw. der Bremer Innenstadt aktiv unterstützt. 
 
Des Weiteren ergänzten temporäre Nutzungen insbesondere während der Coronazeit die 
klassischen Sortimente der Innenstadt. Hier hatte die WFB mit Pop-Up-Store-
Wettbewerben agiert, u.a. um das Thema Zwischennutzung zu etablieren. 
 
Durch das von der WFB betriebene Leerstandsmanagement werden Leerstände gefüllt und 
belebt. Der Ansatz war und ist in erster Linie die „Impulsfunktion“ und eine möglichst 
nachhaltige Entwicklung. Es wird insbesondere darauf geachtet, dass es sich um 
wirtschaftliche Konzepte handelt oder aber auch um neue, innovative Ansätze, die das 
Potenzial haben, sich zu etablieren. Dazu zählen z.B. das Konzept ConTemporary Crafts 
Studio, eine zweijährige Nutzung einer Fläche mit Kreativschaffenden und Nutzungen, die 
neue Zielgruppen und Akteur:innen in die Innenstadt holen. 
 
Zudem wurden in der Vergangenheit Akteur:innen bei der Umsetzung neuer 
innerstädtischer Nutzungsformen, auch durch Bundesmittel finanziell unterstützt, in dem 
sie für einen begrenzten Zeitraum eine vergünstigte Miete (Herleitung auf Basis der 
Ladenfläche pro m²) innerstädtischer Immobilien angeboten bekamen.  
 
Die Maßnahmen der letzten Jahre wurden u.a. finanziert über das Aktionsprogramm 
Innenstadt (API) 2020/2021, den Zukunftsfonds Innenstadt (ZFI) 2021-2023 und das 
Bundesprogramm Zukunftsfähige Innenstädte und Zentren (ZIZ) 2023-2025. Die 
Anschubfinanzierung soll auch weiterhin im Rahmen einer Richtlinien-Förderung im 
Auftrag von SWHT durch die WFB umgesetzt werden. Die Förderung wird als 
Anschubfinanzierung für Investitionskosten konzipiert, um Ansiedlungshürden in der 
kritischen Anfangsphase zu mindern und weiterhin Anreize für die Neueröffnung bzw. 
Neuansiedlung von Einzelhandelsgeschäften, Gastronomie-, Handwerks- und 
kundenorientierter Dienstleistungsbetriebe in der Bremer Innenstadt zu schaffen. Ziel ist 
es, die neue Fördergrundlage im Herbst 2026 zu veröffentlichen. 
 
Neben den Aktivitäten der WFB haben sich Immobilieneigentümer:innen der Gebiete 
Ansgarikirchhof, Sögestraße, Hanseatenhof und Balgequartier dazu entschieden, ihre 
Quartiere auch mit eigenen Mitteln aufzuwerten. Durch das Instrument der BIDs (Business 
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Improvement Districts) wird aus diesen privaten Mitteln von insgesamt knapp 4 Mio. Euro 
den Besucher:innen u.a. mehr Sauberkeit, eine höhere Aufenthaltsqualität sowie ein 
besseres Sicherheitsgefühl geboten. Nicht zuletzt erfolgt derzeit die Sanierung und 
Aufwertung des Ansgarikirchhof mit LuKIFG-Mitteln im Auftrag der SWHT und umgesetzt 
durch die WFB. Mehr Aufenthaltsqualität, Barrierefreiheit und Infrastruktur für 
verschiedenste Veranstaltungen werden dem Einzelhandel und der Innenstadt 
zugutekommen.   
 
Zu Frage 2: 
Durch finanzielle Unterstützung konnten seit 2023 die folgenden Filialen für die Bremer 
Innenstadt gewonnen werden: Motel a Miio, Cinnamood, tepe Men, Rooks & Rocks, Hifi 
Klubben und Pincho Nation. 
 
Ebenfalls durch finanzielle Unterstützung konnten die folgenden inhabergeführten Betriebe 
in der City angesiedelt werden: Sebastian Fahrrad, RosaPink, (Con)temporary Crafts Studio 
(CCS), Innovations- und Kreativkontor von syniotec (mit Farsö), Gastrobetrieb Frölichs 
(VHS), Café Vinyl (Am Wall).  
 
Durch Unterstützung der WFB, die bei der Vermittlung geeigneter Flächen behilflich ist 
oder in ihrer Lotsenfunktion in Bezug auf die Zusammenarbeit zu Behörden übernimmt 
bzw. Hilfe bei Genehmigungsverfahren anbietet, konnten Filialen von New Yorker (Umzug 
an den Ansgarikirchhof), TK Maxx und Söstrene Grene in der Bremer Innenstadt 
angesiedelt bzw. gehalten werden.  
 
Darüber hinaus hat die WFB in den vergangenen Jahren auch Bestandskunden-
Wettbewerbe durchgeführt, die sich gezielt an die Inhabergeführten Geschäfte der Bremer 
Innenstadt gerichtet haben. Insgesamt konnten drei Wettbewerbe durchführt und 15 
Unternehmen gefördert werden. Beim jüngsten Wettbewerb konnten dann allerdings 
mangels Beteiligung nicht mehr alle Preise vergeben werden, so dass dieses Instrument 
zunächst nicht fortgeführt wurde und derzeit analysiert wird. Zu den Bestandskunden-
Gewinner:innen der letzten Jahre zählten u.a. (Auszug): 
 

- Made in Bremen (damals noch Stadtwaage) 
- Huddy (Bischofsnadel)  
- Ristedt (Ansgarikirchhof) 
- Schnitträume (Am Wall) 
- Café Minkens (ULF) 

 
Zu Frage 3: 
Unter den neu angesiedelten Einzelhandelsunternehmen erfolgte beim Unternehmen tepe 
Men inzwischen eine Schließung. 
 
Durch die weiterhin auf dem Markt herrschende Dynamik im Einzelhandel ist der Bedarf für 
die Beratung durch die WFB sowie für die Nutzung von Ansiedlungsinstrumenten weiterhin 
groß. Das Interesse an Bremen und der Innenstadt ist seitens Einzelhandels- und 
Gastronomiefilialisten weiterhin hoch. Dies wird auch durch die sehr gute Akzeptanz der 
Veranstaltungsformate der WFB belegt. Hier sind insbesondere der regelmäßig 
stattfindende Immobilienwirtschaftliche Dialog als Austauschformat mit 
Immobilieneigentümer:innen der Innenstadt sowie das ebenfalls regelmäßig stattfindende 
Expansionsleiter:innen-Treffen hervorzuheben. Letzteres enthält einen Rundgang durch die 
Innenstadt, die Präsentation von aktuell leerstehenden Flächen sowie den aktuell in 
Planung befindlichen Bauvorhaben, Fachvorträge sowie das anschließende Networking mit 
den Expansionsleiter:innen.  
 
Durch die Anschubfinanzierungen der vergangenen Jahre konnte die Innenstadt mit neuen 
Angeboten belebt werden. Dieses Instrument für innovative Handelskonzepte wird auch 
aufgrund anhaltender wirtschaftlicher Unsicherheiten weiterhin für die im Umbau 
befindliche Innenstadt benötigt. 
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Das Förderinstrument stellt zwar kein Garant dar, dass jegliche Konzepte dauerhaft 
verwirklicht werden können, dennoch haben die vergangenen Jahre gezeigt, dass mit den 
Beratungs- und Vermarktungsbemühungen der WFB passende und innovative Nutzungen 
gewonnen und unterstützt werden konnten, die überwiegend nachhaltig Bestand haben. 
 
 
Anfrage 7: Bearbeitungsstau im Migrationsamt: Senat muss rechtssichere Verfahren 
gewährleisten 
Anfrage der Abgeordneten Sigrid Grönert, Dr. Wiebke Winter und 
Fraktion der CDU 
vom 23. Juni 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie viele Einbürgerungsanträge sind in den Jahren 2024 und 2025 jeweils eingegangen, 
wie viele Verfahren wurden abgeschlossen, und wie hoch war der Bestand offener 
Verfahren jeweils zum Jahresbeginn und Jahresende? 
 
2. Wie lange betrug die durchschnittliche Bearbeitungsdauer von Einbürgerungsverfahren 
in Bremen in den Jahren 2024 und 2025, wie viele Verfahren waren zum Jahresende 2025 
länger als zwölf beziehungsweise 24 Monate anhängig, und wie erklärt der Senat den 
starken Rückgang erledigter Verfahren im Jahr 2025 von fast 25 Prozent? 
 
3. Wie hat sich die personelle Ausstattung im Migrationsamt in den letzten drei Jahren 
entwickelt, wird sie aktuell für ausreichend gehalten, und welche organisatorischen 
Maßnahmen hat der Senat ergriffen, um Rückstände abzubauen, ohne Abstriche bei der 
Prüfung der Einbürgerungsvoraussetzungen zu machen? 
 
Zu Frage 1:  
Im Jahr 2024 gingen 6.200 Einbürgerungsanträge ein, im Jahr 2025 waren es 5.147.  
 
Im Jahr 2024 wurden insgesamt 4.367 Verfahren erledigt. Davon endeten 4.041 mit einer 
positiven Einbürgerungsentscheidung, 17 mit einer Ablehnung und 309 aus sonstigen 
Gründen, beispielsweise durch die Rücknahme des Antrags oder einen Wegzug. 
Im Jahr 2025 wurden insgesamt 2.921 Verfahren erledigt. Davon endeten 2.613 mit einer 
positiven Einbürgerungsentscheidung, 18 mit einer Ablehnung und 290 aus sonstigen 
Gründen. 
 
Der Bestand offener Verfahren kann aufgrund von Beschränkungen bei der statistischen 
Auswertung aus dem IT-Fachverfahren des Migrationsamtes nicht vollständig 
automatisiert erhoben werden. Die Erhebung des Fallbestandes erfolgt daher durch 
manuelle Zählung. Bei den folgenden Angaben handelt es sich deshalb um 
Näherungswerte. 
Der Bestand offener Verfahren umfasste demnach zum 31.12.2023 ca. 9.500, zum 
31.12.2024 ca. 11.300 und zum 31.12.2025 ca. 13.500, wovon sich rund 3.900 Fälle in der 
vertieften Prüfung befanden. 
 
Zu Frage 2: 
Zur Wahrung der Gleichbehandlung aller Antragstellerinnen und Antragsteller werden 
Einbürgerungsanträge grundsätzlich in der Reihenfolge ihres Eingangs bearbeitet. Im 
Migrationsamt Bremen werden derzeit noch Anträge aus dem dritten Quartal 2023 in die 
abschließende Bearbeitung genommen. 
Die durchschnittliche Dauer der vertieften Prüfung eines Einbürgerungsantrags wird nicht 
statistisch erfasst.  
 
Wann ein Verfahren abgeschlossen werden kann, hängt wesentlich vom jeweiligen 
Einzelfall ab. Verzögerungen können insbesondere entstehen, wenn erforderliche 
Nachweise fehlen, die Voraussetzungen für die Sicherung des Lebensunterhalts noch nicht 
abschließend beurteilt werden können oder eine weitergehende Identitätsklärung 
erforderlich ist. 
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Die betreffenden Verfahren können bis zur Vorlage und Prüfung dieser Belege nicht 
abgeschlossen werden und werden daher in Absprache mit den Antragstellenden 
zurückgestellt, um eine zwischenzeitliche Ablehnung des Antrages zu vermeiden. 
 
Wesentliche Ursachen des Rückgangs waren ein gestiegener Prüfaufwand in komplexen 
Verfahren, insb. aufgrund der verschärften gesetzlichen Anforderungen zum Nachweis der 
Lebensunterhaltsicherung des im Juni 2024 in Kraft getretenen 
Staatsangehörigkeitsmodernisierungsgesetzes und ein nicht in entsprechender Dimension 
steigerbares Personalvolumen. 
 
Zu Frage 3: 
Das Beschäftigungsvolumen des Migrationsamts ist seit 2023 von rund 140 VZE auf rund 
156 VZE im Juli 2026 gestiegen. Bis zum Jahresende 2026 wird es auf rund 160 VZE 
erhöht. Dies entspricht gegenüber 2023 einem Zuwachs von 20 VZE. Bezogen auf den 
Einbürgerungsbereich wurde das Personalvolumen seit 2023 von 14,08 VZE auf 36,51 VZE 
in 2026 erhöht. 
In dem Aufwuchs des Einbürgerungsbereichs sind 10 VZE enthalten, die dem 
Migrationsamt seitens des Senators für Finanzen für das Front Office zur Verfügung 
gestellt wurden.  
 
Aufgrund der deutlich angestiegenen Fallzahlen im Migrationsamt sind weitere 
Maßnahmen der Prozessoptimierungen und der Digitalisierung in der Entwicklung 
vorgesehen, um mit dem Personalvolumen zukünftig die Bearbeitungsmenge bewältigen zu 
können. Dazu zählen OZG-Anträge und der Einsatz von KI. 
 
 
Anfrage 8: Neubau einer Schwerpunktwehr in Burglesum 
Anfrage der Abgeordneten Frank Imhoff, Marco Lübke, Bettina Hornhues, 
Dr. Wiebke Winter und Fraktion der CDU 
vom 24. Juni 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie soll mit dem derzeit favorisierten Grundstück und den weiteren Bewerbungen im 
Verfahren zum Neubau einer Schwerpunktwehr in Burglesum zur organisatorischen 
Zusammenführung der Freiwilligen Feuerwehren Burgdamm, Grambkermoor und 
Lesumbrok weiter verfahren werden, und wie gestaltet sich der Zeitplan für die weitere 
Umsetzung (Standortauswahl und -entscheidung unter Einbeziehung der betroffenen 
Wehren, Planung, Realisierung etc.)? 
 
2. Wie gestaltet sich die Finanzierung des Neubaus vor dem Hintergrund, dass die Stadt 
eine langfristige Anmietung anstrebt: Inwiefern ist diese im Haushalt abzubilden, und wie 
werden dabei Einspar- beziehungsweise Gegenfinanzierungseffekte durch die Aufgabe der 
bisher genutzten drei Standorte berücksichtigt? 
 
3. Wie bewertet der Senat das Vorhaben im Kontext anderer Investitionen in die 
Feuerwehrinfrastruktur (zum Beispiel Neubau einer Feuerwache in Bremen-Osterholz), 
inwiefern bestehen hier Zielkonflikte, Priorisierungserfordernisse oder das Risiko einer 
gegenseitigen Schwächung („Kannibalisierung“) von Ressourcen? 
 
Zu Frage 1: 
Die Immobiliensuche und Vorauswahl der eingegangenen Angebote für den Neubau der 
Schwerpunktwehr in Burglesum ist erfolgreich verlaufen. Auf Basis der eingereichten 
Unterlagen und Informationen ist ein sowohl fachlich als auch wirtschaftlich zu 
favorisierendes Angebot vorausgewählt worden. Nunmehr sind vertiefende Gespräche und 
Feinplanungen einzuleiten, die zu einem belastbaren Angebot führen. Die konkrete 
Umsetzungsplanung und somit der Bauzeitenplan ergeben sich im weiteren Verfahren. 
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Zu Frage 2: 
Die Finanzierungsoptionen für das Neubauvorhaben werden im Rahmen der zukünftigen 
Haushaltsaufstellungen senatsseitig zu prüfen sein 
Die jetzigen Immobilen der Freiwilligen Feuerwehren Burgdamm, Grambkermoor und 
Lesumbrok sind dem Sondervermögen Immobilien und Technik zugeordnet und können 
nach Fertigstellung und Bezug des Neubaus verwertet werden. Die hierdurch eingesparten 
Mieten bei der Feuerwehr, in Höhe von ungefähr 25.000 € jährlich plus Betriebskosten, 
können für die neue Schwerpunktwehr eingesetzt werden. 
 
Zu Frage 3: 
Der Bereich der Feuerwehrinfrastruktur ist - wie in anderen Infrastrukturbereichen - 
geprägt durch hohe Finanzierungsbedarfe. Hierzu zählt auch die Realisierung der 
Schwerpunktwehr Burglesum aber auch anderweitige Investitionsbedarfe und konsumtive 
Bedarfe bspw. im Kontext der neuen Feuerwehrschule. Die derzeit genutzten Mietflächen in 
der Scharnhorst-Kaserne werden absehbar von der Bundeswehr benötigt, weshalb ein 
neuer Standort für die Feuerwehrschule gefunden werden muss.  
Welche Maßnahmen wie innerhalb des verfügbaren Haushaltsrahmens umgesetzt werden, 
wird senatsseitig im Rahmen künftiger Haushaltsaufstellungen auch mittels 
Prioritätensetzung zu entscheiden sein. 
 
 
Anfrage 9: Schlagloch- und Stolperfalle Senat Bovenschulte – wann wird die Arster 
Landstraße saniert? 
Anfrage der Abgeordneten Michael Jonitz, Dr. Wiebke Winter und Fraktion 
der CDU 
vom 6. Juli 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie bewertet der Senat den baulichen Zustand der Arster Landstraße im Hinblick auf 
Verkehrssicherheit, Barrierefreiheit, Zustand der Fahrbahn, Rad- und Fußwege sowie 
Entwässerung, und welche kurzfristigen Unterhaltungsmaßnahmen (zum Beispiel 
Ausbesserungen, Flickarbeiten) wurden in den letzten fünf Jahren durchgeführt 
beziehungsweise sind für 2026/2027 vorgesehen?  
 
2. Welche mittelfristigen Sanierungs- oder Neugestaltungsmaßnahmen plant der Senat für 
die Arster Landstraße, und wie sehen die zeitliche Planung und Priorisierung dieser 
Maßnahmen aus?  
 
3. Welche Haushaltsmittel sind für diese Maßnahmen eingestellt oder vorgesehen, in 
welchen Jahren sollen sie abgeflossen sein, und wie bewertet der Senat die 
Angemessenheit der Mittel im Verhältnis zum ermittelten Sanierungsbedarf? 
 
Die Fragen 1 und 2 werden zusammenhängend beantwortet: 
Die Arster Landstraße wird regelmäßig kontrolliert, um Schäden schnellstmöglich zu 
beseitigen. Sie befindet sich grundsätzlich in einem verkehrssicheren Zustand. 
Großflächige Erhaltungsmaßnahmen sind 2026 nicht geplant. 
Eine Aussage über die Anzahl der in den letzten fünf Jahren auf der Arster Landstraße 
erfolgten „Ausbesserungen und Flickarbeiten“ kann nicht gegeben werden, da eine 
entsprechende Erhebung zu statistischen Zwecken nicht vorgenommen wird.  
 
Zu Frage 3: 
Den einzelnen Erhaltungsbezirken werden Haushaltsmittel für das gesamte 
Aufgabenspektrum der Erhaltung zugewiesen. Diese orientieren sich an der Länge des 
vorhandenen Straßennetzes. Die Erhaltungsmittel werden zumeist für kleinteilige 
Erhaltungsmaßnahmen wie zum Beispiel Schlaglochbeseitigungen eingesetzt. Auf dieser 
Grundlage ist die Aufrechterhaltung der Betriebs- und Verkehrssicherheit gewährleistet. 
Über die Verhältnismäßigkeit der Mittel wird eine Bewertung erst infolge des bereits 
angekündigten Straßenzustandsberichtes, der Festlegung einer zweckmäßigen 
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Zielstellung, wie der angestrebte Erhaltungszustand, sowie einer ergänzenden und 
differenzierten Betrachtung zwischen Erhaltungs- und Neubaumaßnahmen möglich sein. 
 
 
Anfrage 10: Ist der OP-Bereich am Klinikum Bremen-Ost voll einsatzfähig? 
Anfrage der Abgeordneten Ole Humpich, Thore Schäck und Fraktion der FDP 
vom 6. Juli 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Inwiefern ist es in den vergangenen zwölf Monaten zu Einschränkungen im OP-Bereich 
des Klinikums Bremen-Ost gekommen; in welchem Umfang genau, und aus welchen 
Gründen? 
 
2. Welche Fachabteilungen und Leistungsbereiche waren von den Einschränkungen 
betroffen, und wie viele Operationen mussten deshalb verschoben, abgesagt oder an 
andere Standorte verlagert werden? 
 
3. Inwiefern standen oder stehen die Einschränkungen im Zusammenhang mit personellen 
Engpässen, und welche Maßnahmen wurden ergriffen, um Funktionsfähigkeit und Betrieb 
wiederherzustellen? 
 
Zu Frage 1: 
Nach Angaben der Gesundheit Nord liegen für die vergangenen zwölf Monate keine 
belastbaren Daten zu Einschränkungen im OP-Bereich des Klinikums Bremen-Ost vor, da 
eine systematische Erfassung erst ab 2026 erfolgt.  
 
Insgesamt gab es in den letzten sieben Monaten lediglich in einem geringen Umfang 
Einschränkungen (siehe auch Antwort 2). Diese waren auf kurzfristige, krankheitsbedingte 
Personalausfälle, fehlendes Material oder Doppelbuchungen im System zurückzuführen. 
Die OP-Kapazitäten konnten dennoch nahezu durchgängig regelhaft bereitgestellt werden. 
 
Zu Frage 2: 
Am Klinikum Bremen-Ost verfügen nur die Abteilungen der Klinik für Dermatologie sowie 
der Klinik für Allgemein- und Viszeralchirurgie über eigene OP-Kapazitäten. Hinzu kommt 
ein Ambulantes Operationszentrum (AOZ), in dem Allgemeinchirurgen, Gynäkologen und 
Unfallchirurgen weiterer GeNo-Standorte ambulant operieren. In allen drei Bereichen kam 
es zu geringen Einschränkungen. 
 
In den letzten sieben Monaten mussten von insgesamt 1.839 stationären und ambulanten 
Operationen 13 aufgrund von Einschränkungen abgesagt werden, sodass noch nicht 
feststand, ob und wann sie nachgeholt werden. Acht davon aufgrund kurzfristiger, 
krankheitsbedingter Personalausfälle, vier aufgrund von Doppelbuchungen im System und 
eine wegen fehlenden Materials.  
 
Darüber hinaus wurden 139 Eingriffe zeitlich verschoben. Im Ambulanten 
Operationszentrum kam es zu einem einmaligen Ausfall eines Operationsaals für einen 
Tag, da ein Notfall operiert werden musste. Dadurch wurden zwei geplante ambulante 
Eingriffe verschoben. Die OP-Bereitschaft konnte jedoch an jedem Tag sichergestellt 
werden.  
Weitere Gründe für Verschiebungen werden nicht systematisch erfasst. Auch kann nicht 
differenziert werden, inwieweit die Eingriffe sich zeitlich verschoben haben oder ob diese 
an einen anderen Standort verlagert wurden.  
 
Im Verhältnis zur Gesamtzahl der durchgeführten Operationen bewegten sich die Absagen 
und Verschiebungen im niedrigen einstelligen Prozentbereich und im Vergleich zu anderen 
Krankenhäusern in einem üblichen Rahmen.  
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Zu Frage 3: 
Die geringfügigen Einschränkungen standen teilweise im Zusammenhang mit kurzfristigen, 
krankheitsbedingten personellen Engpässen.  
 
Zur Gegensteuerung setzt die Gesundheit Nord verschiedene Vertretungsmodelle ein. In 
der Pflege steht das GeNo-Flexteam zur Verfügung, aus dem Personal bei Ausfällen 
gebucht werden kann. Zusätzlich können Mitarbeitende auf freiwilliger Basis aus der 
dienstfreien Zeit gegen eine Einspringprämie kurzfristig einspringen. Besonders im 
Bereich der OP- und Anästhesiepflege sind akute, krankheitsbedingte Ausfälle aufgrund 
der erforderlichen Qualifikationen auch mit den bestehenden Vertretungsmodellen nur 
schwer kurzfristig zu kompensieren.  
 
Im ärztlichen Dienst wird geprüft, ob kurzfristig eine Kollegin oder ein Kollege aus dem 
gleichen Fachbereich einspringen kann. Insbesondere im ärztlichen Anästhesiedienst hat 
sich das standortübergreifende Vertretungsmodell bewährt, sodass in den vergangenen 
sieben Monaten stets eine Vertretung aus dem Klinikum Bremen-Mitte einspringen konnte. 
 
 
Anfrage 11: Schutzkonzepte für Beschäftigte im Amt für Soziale Dienste 
Anfrage der Abgeordneten Sofia Leonidakis, Nelson Janßen und 
Fraktion Die Linke 
vom 7. Juli 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Welche Schutzkonzepte (jenseits von Amtshilfe durch die Polizei) liegen für Beschäftigte 
beim Amt für Soziale Dienste beziehungsweise Jugendamt vor, wenn diese in 
Außenterminen oder Hausbesuchen im Einsatz sind? 
 
2. Welche Schulungsangebote, Notrufe oder Security-Services gibt es für die Beschäftigten 
beim Öffentlichen Träger, und welche werden den freien Trägern refinanziert? 
 
3. Strebt der Senat den Abschluss einer Dienstvereinbarung zum Schutz von öffentlich 
Beschäftigten mit Bürger:innenkontakt allgemein oder konkret für Sozialarbeitende beim 
öffentlichen Träger an, wenn ja, wann und mit welchem Inhalt, wenn nein, warum nicht? 
 
Zu Frage 1: 
Die Sicherheit der Mitarbeitenden des Amtes für Soziale Dienste hat für den Senat 
höchste Priorität. Das gilt sowohl innerhalb der Dienstgebäude des AfSD als auch bei der 
Wahrnehmung von Außenterminen.  
 
Dem Publikum des AfSD wird schon beim Betreten der Gebäude durch entsprechende 
Aushänge das Motto „Null Toleranz bei Gewalt!“ signalisiert. Dem präventiven Schutz 
gegen Gewalt dienen zum einen bauliche Maßnahmen wie Fluchttüren und ein 
Notrufsystem und zum anderen individuelle Sicherheitskonzepte und regelmäßige 
Sicherheitskonferenzen in den einzelnen Sozialzentren und Fachdiensten. In besonders 
gefährdeten Bereichen können beim Einwohnermeldeamt Auskunftssperren für 
Mitarbeitende erwirkt werden. In allen Sozialzentren gibt es Sicherheitsdienste. 
Hausbesuche bei unbekannten Personen werden grundsätzlich zu zweit durchgeführt. Bei 
kritischen Gesprächen werden Leitungskräfte, Sicherheitsdienst und/oder Polizei 
hinzugezogen. Für das Verhängen von Hausverboten wurde eigens ein Leitfaden erstellt. 
Zum Schutz vor Gewalt gibt es für alle Fachbereiche entsprechende Schulungsangebote. 
Das Thema wird regelmäßig im Arbeitsschutzausschuss beraten. Alle Maßnahmen werden 
mit den Sicherheitsbeauftragten der Häuser und den zuständigen Fachkräften für 
Arbeitssicherheit abgestimmt.  
 
Zum Verhalten in Akutsituationen werden Mitarbeitende dahingehend geschult, sich 
möglichst deeskalierend zu verhalten, Fluchtwege zu finden oder Hilfe herbeizuholen. Bei 
der Nachsorge stehen Themen wie Stressverarbeitung, Psychoedukation und die 
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Aktivierung von Bewältigungsstrategien sowie die Vermittlung in entsprechende 
Hilfeangebote im Fokus. 
 
Die hohe Bedeutung der Sicherheit der Mitarbeitenden wurde erst kürzlich auf der Sitzung 
der Städtischen Deputation für Soziales, Jugend und Integration verdeutlicht, als über die 
Einführung Betrieblicher psychologischer Ersthelfer (BpE) berichtet wurde, die nach 
psychisch belastenden oder potenziell traumatischen Ereignissen als erste interne Station 
für betroffene Kolleg:innen zur Verfügung stehen. 
 
Zu Frage 2: 
Das AfSD verfügt an allen Standorten über Security-Kräfte, über ein mit 
Tastenkombinationen auszulösendes Hilferufsystem sowie über Amok-Alarm-Meldewege. 
In Bereichen mit entsprechendem Publikumsverkehr sind die Büros über Zwischentüren 
verbunden. Es werden Schulungen zu Themen wie Deeskalation, Selbstbehauptung und 
Selbststärkung angeboten, vielfach auch in Kooperation mit dem Präventionszentrum der 
Polizei oder der Unfallkasse. Elementare Elemente sind hierbei praktische Gesprächs- und 
Deeskalationsübungen.  
 
Sofern bei freien Trägern ein fachlicher Bedarf für den Einsatz von Security-Services 
besteht (z.B. aufgrund der Größe einer Einrichtung oder der Zielgruppe), werden diese bei 
den Leistungserbringern finanziert. In der Vergangenheit war dies unter anderem in 
Einrichtungen für unbegleitete minderjährige Ausländer:innen, Notunterkünften für 
wohnungslose Menschen und speziellen Wohnangeboten des SGB IX der Fall. 
Bedarfsgerechte Fortbildungen und Supervisionen werden bei freien Trägern ebenfalls 
über die Entgelte finanziert. 
 
Zu Frage 3: 
Der Senat strebt derzeit keine ressortübergreifende zentrale Dienstvereinbarung zum 
Schutz von öffentlich Beschäftigten mit Bürger:innenkontakt an. Die Situation in den 
verschiedenen Bereichen der öffentlichen Verwaltung mit Bürger:innenkontakt ist sehr 
heterogen und kann nur durch die jeweilige Dienststelle angemessen eingeschätzt werden. 
Die Dienststellen verfügen in der Regel über individuelle Gewaltpräventionskonzepte, die 
bauliche Sicherheitsstandards, Deeskalationsschulungen und festgelegte Notfallketten 
umfassen. In vielen Dienststellen sind zudem bereits Sicherheitsdienste tätig, die 
hinzugezogen werden können. Innerhalb der Verwaltung unterstützt unter anderem die 
Unfallkasse Freie Hansestadt Bremen Dienststellenleitungen und Beschäftigte aktiv mit 
Präventionsmaßnahmen und der Kampagne #GewaltAngehen.  
 
Ergänzend zu den Antworten auf die Berichtsbitte wird auf die Beantwortung der Großen 
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zum Thema „Gewaltschutz für Beschäftigte 
des öffentlichen Dienstes“ vom 22.04.2025 (Drucksache 21/1031) verwiesen. 
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Anfrage 12: Offene Drogenszene in der Bremer Neustadt: Welche Strategie verfolgt 
der Senat? 
Anfrage der Abgeordneten Ole Humpich, Dr. Marcel Schröder, Thore Schäck und 
Fraktion der FDP 
vom 8. Juli 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie bewertet der Senat die Hinweise von Anwohnern und Gewerbetreibenden über 
zunehmende Beschaffungskriminalität, aggressives Betteln sowie Vermüllung am 
Szenetreffpunkt „An der Piepe“, und welche Erkenntnisse liegen Polizei und Ordnungsamt 
hierzu vor? 
 
2. Welche personellen Ressourcen setzen Polizei, Ordnungsdienst, Streetwork und 
Suchthilfe derzeit im Bereich der Bremer Neustadt ein, und hält der Senat die Ausstattung 
für ausreichend? 
 
3. Welche Maßnahmen und Lösungsvarianten wurden zur Verbesserung der 
Aufenthaltsqualität und Hilfsangebote bereits geprüft, welche sollen final umgesetzt 
werden, und wann genau? 
 
Zu Frage 1: 
Der Senat nimmt die Hinweise der Anwohnenden und Gewerbetreibenden sehr ernst. 
Aufgrund zunehmender Unsicherheiten, Belästigungen und Verschmutzungen im Umfeld 
des Szenetreffpunkts „An der Piepe“ haben sich seit April alle involvierten Ressorts, 
Polizei, Ordnungsdienst, Umweltbetrieb Bremen und Streetwork im Rahmen eines vom 
Ortsamt geleiteten Runden Tisches zusammengeschlossen, um Maßnahmen zur 
Reduzierung der Unordnungserscheinungen zu entwickeln und das Sicherheitsgefühl der 
Anwohnenden zu stärken.  
Aggressives Betteln und Unordnungserscheinungen treten am Platz auf, werden von Polizei 
und Ordnungsdienst jedoch nicht toleriert und schnellstmöglich unterbunden. Durch 
regelmäßige polizeiliche Präsenz und Kontrollen in Kooperation mit dem Ordnungsdienst 
und dem Umweltbetrieb Bremen (UBB) werden Verstöße wie Vermüllung und häusliches 
Niederlassen konsequent geahndet. Die angesprochenen Personen reagieren überwiegend 
kooperativ und beseitigen den Unrat eigenständig, während auch interne Maßnahmen zur 
Platzpflege ergriffen werden. Im näheren Wohn- und Geschäftsumfeld haben 
Unordnungserscheinungen durch Lagerungen in Gärten, Eingängen und Grünzügen 
hingegen zugenommen. 
Die Auswertung der polizeilichen Tatzeitstatistik hinsichtlich der Fallzahlen zur 
Beschaffungskriminalität zeigt keinen Anstieg im Vergleich zu den ersten beiden 
Quartalen der Jahre 2024 und 2025. 
 
Zu Frage 2: 
Die Piepe ist Teil des besonderen Kontrollortes für die Neustadt und wird im Rahmen der 
Gesamtstrategie des Polizeikommissariats Süd durch intensivierte polizeiliche 
Maßnahmen überwacht, die uniformierte und verdeckte Einsätze sowie koordinierte 
Streifen mit dem Ordnungsdienst umfassen. Der Ordnungsdienst ist ergänzend zweimal 
wöchentlich zu unterschiedlichen Zeiten vor Ort präsent, während Sozialraumläuferinnen 
und Sozialraumläufer den Bereich mehrmals wöchentlich aufsuchen. Die Einsätze von 
Polizei, Ordnungsdienst und Sozialraumläufern sind zeitlich abgestimmt, um eine nahezu 
tägliche Präsenz sicherzustellen. 
Der Platz wird zudem regelmäßig durch den Umweltbetrieb Bremen mit Unterstützung des 
Ordnungsdienstes, die Bremer Stadtreinigung und ggf. durch die Polizei von 
Gegenständen, Müll und Spritzen gereinigt. 
Aktuell sind in der Neustadt von Montag bis Freitag Streetworker:innen im Umfang von 1,5 
Vollzeitstellen (VZ) im Bereich der Senatorin für Arbeit, Soziales, Jugend und Integration 
und 1 VZ im Bereich der Senatorin für Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz über die 
zu Verfügung gestellten Mittel der Integrierten Drogenhilfestrategie eingesetzt. Ein 
Schwerpunkt des Streetworks ist der Hohentorspark. Darüber hinaus begehen die 
Streetworker:innen auch weitere Orte der Neustadt, darunter auch der Bereich „An der 
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Piepe“. Weitere Einsätze werden aufgrund von Beschwerdelagen durchgeführt oder wenn 
einzelne Nutzer:innen wegen dringender Informationsweitergabe oder für Begleitungen 
aufgesucht werden müssen. Ob Maßnahmen wie Streetwork oder Sozialraumläufer auch 
kurzfristig ausgeweitet werden, wird je nach Entwicklung vor Ort, dem Bedarf und den zur 
Verfügung stehenden Haushaltsmitteln entschieden. 
 
Zu Frage 3: 
Die Senatorin für Inneres und Sport hat sich einen Eindruck von der Situation vor Ort 
verschafft und mit Anwohnerinnen und Anwohnern gesprochen. Im Rahmen des „Runden 
Tisches Piepe“ werden notwendige Maßnahmen und mögliche Lösungsansätze 
ressortübergreifend erörtert. Unter Beteiligung der Polizei, des Ordnungsdienstes, des 
UBB, des Streetworks sowie von Vertreter:innen der Senatorin für Gesundheit, Frauen und 
Verbraucherschutz, der Senatorin für Inneres und Sport und der Senatorin für Arbeit, 
Soziales, Jugend und Integration und des Beirats Neustadt werden unter Leitung des 
Ortsamts Vorgehensweisen an der Örtlichkeit eng abgestimmt. Im Mittelpunkt stehen 
insbesondere der Austausch über die Situation und die Koordination der Maßnahmen vor 
Ort sowie die Anforderungen an ein geeignetes Aufenthaltsmobiliar. Darüber hinaus 
werden gemeinsam Platzregeln für die Nutzenden des Platzes erarbeitet. Diese sollen 
anschließend verständlich kommuniziert und vor Ort gut sichtbar gemacht werden. Ebenso 
ist die Errichtung eines Zaunes und einer angemessenen Bepflanzung geplant. Bestehende 
Hilfsangebote und Anlaufstellen werden von der Mehrheit der betroffenen Menschen gut 
angenommen. Die Senatorin für Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz sucht 
gemeinsam mit Immobilien Bremen und dem Beirat Neustadt weiter mit Hochdruck nach 
einer passenden Immobilie für eine dezentrale Drogenhilfeeinrichtung im Stadtteil. 
 
 
Anfrage 13: Barrierefreier Rathauseingang: Versprechen, Zusagen und trotzdem 
noch immer keine Lösung? 
Anfrage der Abgeordneten Sigrid Grönert, Dr. Wiebke Winter und Fraktion 
der CDU 
vom 23. Juli 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Aus welchen Gründen wurden die im Herbst 2025 offiziell für Anfang 2026 
angekündigten Baumaßnahmen zur Herstellung der Barrierefreiheit am Eingang des 
Bremer Rathauses bis heute nicht aufgenommen, sodass der Eingang entgegen aller 
Hoffnung für die Feierlichkeiten zum Tag der Deutschen Einheit nun doch nicht barrierefrei 
nutzbar sein wird, und wann ist nach aktuellem Stand mit dem Baubeginn sowie der 
Fertigstellung zu rechnen? 
 
2. In welchem Jahr wurden die ersten offiziellen Planungen für den barrierefreien Umbau 
des Rathauseingangs aufgenommen, und wie begründet der Senat, dass alle bisher 
erfolgten konkreten Ankündigungen von Lösungen immer wieder wegen Fehlplanungen 
verworfen werden mussten? (Bitte alle wesentlichen Hindernisse benennen und erläutern.) 
 
3. Welche Gesamt- und Teilkosten sind für die seit Jahren erfolgten Planungen bereits für 
wen entstanden, mit welchen weiteren Kosten wird für welche Stellen bis zur Fertigstellung 
gerechnet, und wird das Vorhaben trotz hoher Kosten definitiv weiterverfolgt? 
 
Zu Frage 1: 
Die Baugenehmigung für die Maßnahme am Haupteingang wurde im Herbst 2025 erteilt. 
Der Baubeginn wurde witterungsbedingt ab Frühling 2026 eingeplant.  
 
Im Rahmen der anschließenden Konkretisierung der technischen Detailplanung wurde 
festgestellt, dass der Hersteller die Bedienung des Hublifts mittels einer 
„Totmannschaltung“ vorsieht. Diese steht im Einklang mit den Anforderungen der 
maßgeblichen Maschinenrichtlinie. Da es nicht allen Menschen mit Behinderungen 
eigenständig möglich ist, den Bedienschalter dauerhaft gedrückt zu halten, hat der 
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Landesbehindertenbeauftragte die „Totmannschaltung“ jedoch als nicht vollständig 
barrierefrei eingestuft. 
 
Eine Abweichung von der vorgesehenen Steuerung ist möglich, wenn durch andere 
Maßnahmen ein gleichwertiges Schutzniveau beim Betrieb des Hublifts erreicht wird. Dafür 
bedarf es einer gesonderten Gefährdungsbeurteilung und Einzelfallgenehmigung durch die 
Gewerbeaufsicht. Diese konnte nicht rechtzeitig für die Fertigstellung vor dem Tag der 
Deutschen Einheit erstellt werden. Die Maßnahme wurde daher im Einvernehmen mit dem 
Landesbehindertenbeauftragten verschoben.  
 
Nach Erteilung der Einzelfallgenehmigung wird eine angepasste Bauzeitenplanung erstellt 
werden. 
 
Zu Frage 2: 
2014 wurde für die Erzielung der Barrierefreiheit des Haupteingangs des Rathauses eine 
Rampe geplant. Dies konnte nicht realisiert werden, da das Landesamt für Denkmalschutz 
sie aus denkmalpflegerischer Sicht ablehnte.  
 
Nach einem längeren Abstimmungsprozess mit allen Beteiligten wurde 2021 eine Einigung 
für einen in die Treppe integrierten Hublift erzielt. Bedingt durch die Maßnahmen zur 
Bewältigung der Corona-Krise war eine zeitnahe Umsetzung nicht möglich.  
 
Immobilien Bremen wurde im Sommer 2023 mit den vorbereitenden Planungen für das 
Baugenehmigungsverfahren beauftragt. Mit Senatsbeschluss vom 25.03.2025 und dem 
HaFA-Beschluss vom 15.08.2025 konnte die Finanzierung der Maßnahme gesichert 
werden. 
 
Zu Frage 3: 
Für die Machbarkeitsstudie 2014 und die Untersuchung möglicher Varianten 2017 fielen 
insgesamt knapp 11.000 Euro an. 
Die für die Baumaßnahme „Barrierefreier Haupteingang“ ermittelten, aktuellen 
Gesamtkosten belaufen sich auf 410.000 Euro. Hierin enthalten sind die 
durchschnittlichen Baupreissteigerungen für einen Gesamtbauzeitenplan von drei Jahren. 
Bis heute sind davon für die Projektplanung und Bauforschung 55.000 Euro angefallen.  
Die Finanzierung erfolgt über die Senatskanzlei. 
 
Die Pflicht zur Herstellung von Barrierefreiheit ist nicht nur im Bremischen 
Behindertengleichstellungsgesetz verankert, sie ist auch konkrete Vorgabe aus der UN-
Behindertenrechtskonvention und damit für das UNESCO-Welterbe Rathaus und Roland in 
Bremen verpflichtend. Die Maßnahme „Barrierefreier Haupteingang“ wird daher auf jeden 
Fall umgesetzt werden. 
 
Anfrage 14: Reichen die geplanten Änderungen der Ortsgesetze aus, um die 
Mitwirkungsrechte älterer Menschen wirksam zu stärken? 
Anfrage der Abgeordneten Kerstin Eckardt, Dr. Wiebke Winter und Fraktion  
vom 23. Juli 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Welche wesentlichen Mitwirkungs- und Beteiligungsrechte, wie sie im Entwurf eines 
Seniorenmitwirkungsgesetzes vorgesehen waren, werden durch die geplanten Änderungen 
der Ortsgesetze weiterhin nicht umgesetzt? 
 
2. Welche Mitwirkungsrechte der Seniorenvertretungen bleiben nach den Planungen des 
Senats freiwillig oder unverbindlich ausgestaltet, anstatt einen verbindlichen Anspruch auf 
Beteiligung zu begründen? 
 
3. Wie begründet der Senat, dass die Seniorenvertretungen nach den geplanten 
Änderungen weiterhin über keine wirksamen Instrumente verfügen, um ihre 
Beteiligungsrechte gegenüber Verwaltung und Politik durchzusetzen? 
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Zu Frage 1, 2 und 3: 
Die rechtlichen Regelungen zur Mitwirkung von älteren Menschen befinden sich aktuell in 
der Erarbeitung. Eine Anhörung der relevanten Akteur:innen sowie eine Befassung der 
Gremien ist für Herbst 2026 vorgesehen. Erst danach können die aufgeworfenen Fragen 
seriös beantwortet werden. 
 
 
Anfrage 15: „Irgendwo“ in der Airport-Stadt 
Anfrage der Abgeordneten Ole Humpich, Thore Schäck und Fraktion der FDP 
vom 27. Juli 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie viele Beschwerden wegen Lärmbelästigung oder sonstiger ordnungsrechtlicher 
Verstöße sind bei Polizei, Ordnungsamt oder anderen Stellen im Zusammenhang mit dem 
Kulturbeutel-Projekt „Irgendwo“ seit 2023 eingegangen? 
 
2. Welche Auflagen gelten für das Projekt hinsichtlich Veranstaltungs- und 
Soundcheckzeiten sowie Lärmgrenzwerten, und mit welchem Ergebnis haben seit 2023 
Kontrollen der Einhaltung von Lärmschutzauflagen, Betriebszeiten und sonstigen 
Genehmigungen stattgefunden? 
 
3. Inwiefern wurden die Kriterien und Zielvereinbarungen der institutionellen Förderung 
bisher vollumfänglich erfüllt, und wie bewertet der Senat das Projekt, auch im Hinblick auf 
die wirtschaftliche Entwicklung der Airport-Stadt? 
 
Zu Frage 1: 
Eine Auswertung der polizeilichen Einsatzdaten rückwirkend bis 2023 ergab 22 Einsätze, 
von denen 16 wegen gemeldeter Lärmbelästigungen erfolgten und dortigen Freiluftpartys 
zuzuordnen sind. Im Berichtszeitraum wurde eine Ordnungswidrigkeitenanzeige wegen 
unzulässigen Lärms erstattet. Das Verfahren wurde vom Ordnungsamt eingestellt, weil kein 
unzulässiger Lärm festgestellt wurde. Im Übrigen liegen weder der unteren Bauaufsicht 
noch dem Ordnungsamt entsprechende Beschwerden vor.  
 
Zu Frage 2: 
Auf der Fläche zwischen der Georg-Wulf-Straße und der Amelie-Beese-Straße finden 
regelmäßig Kunst- und Kulturveranstaltungen statt, die nach der maßgeblichen 
Genehmigung bis zu sechs Tage die Woche geöffnet sein können. Dabei gibt es maximal 
vier Tage mit elektronisch verstärkter Musik, wie Konzerte oder Barabende. Die genauen 
Öffnungszeiten variieren je nach Veranstaltung, wobei nachts ab 22 Uhr die Lautstärke zu 
reduzieren ist . Konzerte müssen normalerweise um 22 Uhr enden, außer bei zwei 
Sommerfestivals. Um die Anwohnerinnen und Anwohner zu schützen, werden technische 
und bauliche Maßnahmen zur Lärmreduzierung eingesetzt, etwa spezielle Lautsprecher 
und Schallbegrenzer. Lautere Veranstaltungen, die als seltene Ereignisse gelten, werden im 
Voraus mit dem Beirat, dem Ortsamt, der Polizei und den Anwohner:innen abgestimmt, 
damit zwischen größeren Events mindestens zwei Wochen Pause liegen und in diesen 
Wochen keine weiteren lauten Musikveranstaltungen stattfinden. Von Januar bis März gibt 
es wetterbedingt Pausen. Die Veranstaltungszeiten sind im Sommer von 10 Uhr bis 
Mitternacht unter der Woche, freitags und samstags bis 8 Uhr morgens, und im Winter 
etwas eingeschränkt. Pro Woche sind bis zu vier Veranstaltungen mit elektronisch 
verstärkter Musik erlaubt, bei bis zu zwei davon wird mit mehr als 200 Besuchern 
gerechnet. Die Lärmgrenzwerte werden regelmäßig eingehalten, auch bei seltenen 
Ereignissen, bei denen etwas höhere Werte erlaubt sind. Bei lauteren Veranstaltungen hat 
der Veranstalter Messprotokolle anzufertigen. Weitergehende Kontrollen fanden für den 
angefragten Zeitraum nicht statt. 
 
Zu Frage 3: 
Die Einhaltung der mit der institutionellen Förderung verbundenen Kriterien wird anhand 
der jährlichen Zielvereinbarungen sowie im Rahmen der Verwendungsnachweisprüfung 
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einschließlich der Sachberichte und Kennzahlen überprüft. Die Unterlagen zeigen, dass die 
inhaltlichen Ziele der Förderung durch das Projekt „Irgendwo“ entsprechend umgesetzt 
werden. Eine abschließende Feststellung, ob dabei auch sämtliche Jahreskennzahlen 
erreicht werden konnten, ist jeweils erst nach Abschluss des Förderjahres und nach 
Prüfung des Verwendungsnachweises möglich. Insbesondere für das noch laufende 
Förderjahr 2026 kann dies daher noch nicht überprüft werden. 
 
Der Senat bewertet die Arbeit des Vereins Kulturbeutel und das Projekt „Irgendwo“ positiv. 
Das „Irgendwo“ ist nicht bloß ein weiterer Veranstaltungsort, sondern vor allem ein 
niedrigschwelliger, weitgehend selbstorganisierter Kultur- und Begegnungsraum, der der 
freien und subkulturellen Szene Entwicklungsmöglichkeiten eröffnet, kulturelle Teilhabe 
ermöglicht, marginalisierte Perspektiven sichtbar macht und insbesondere jungen 
Menschen Gelegenheit gibt, Verantwortung zu übernehmen und sich ehrenamtlich zu 
engagieren. Damit erfüllt der Kulturbeutel eine wichtige kulturpolitische, soziale und 
stadtentwicklungspolitische Funktion. Der Senat erkennt mit mehr als 21.400 
Beschäftigten und annähernd 590 Unternehmen zugleich die herausragende 
wirtschaftliche Bedeutung der Airport-Stadt an. Die wirtschaftliche Entwicklung, die 
Sicherung gewerblich nutzbarer Flächen und der Ausbau einer leistungsfähigen Energie- 
und Verkehrsinfrastruktur sind von hoher gesamtstädtischer Bedeutung. Wirtschaftliche 
und kulturelle Entwicklung stehen nach Auffassung des Senats jedoch grundsätzlich und 
auch an diesem Ort nicht in einem Gegensatz. Der Gewerbeentwicklungsplan 2030 
verfolgt ausdrücklich einen integrierten Ansatz, bei dem wirtschaftliche Entwicklung mit 
weiteren städtischen Funktionen, darunter Kultur und Freizeit, verbunden werden soll. 
Gerade für die Airport-Stadt wird eine Entwicklung zu einem attraktiveren Stadtraum mit 
größerer Aufenthaltsqualität angestrebt. Das „Irgendwo“ leistet hierzu einen 
eigenständigen Beitrag: Es schafft Identität, Begegnung und kulturelle Sichtbarkeit in 
einem ansonsten stark durch Gewerbe, Verkehr und technische Infrastruktur geprägten 
Gebiet. Damit kann der Kulturort zugleich die Attraktivität der Airport-Stadt für 
Beschäftigte, Unternehmen sowie für Besucher:innen stärken. 
 
 
Anfrage 16: Unterstützung der Einzelhändler und Gastronomen in der Lloydpassage 
durch die Wirtschaftsförderung 
Anfrage der Abgeordneten Theresa Gröninger, Michael Jonitz, Dr. Wiebke Winter 
und Fraktion der CDU 
vom 6. August 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Durch welche konkreten Angebote und Maßnahmen unterstützt die Wirtschaftsförderung 
Bremen GmbH (WFB) die Einzelhändler und Gastronomen im Erdgeschoss des Parkhauses 
Mitte, die im Zuge des geplanten Abrisses ihre Flächen in der Lloydpassage, Kreyenstraße, 
Pelzerstraße und Kleinen Hundestraße aufgeben müssen? 
 
2. Wann und in welcher Form hat die WFB die jeweiligen Betriebe kontaktiert, und wie viele 
Beratungsgespräche erwuchsen hieraus? 
 
3. Wie vielen Betrieben konnte beziehungsweise kann die WFB adäquate Ersatzflächen in 
der Innenstadt anbieten, wie viele Betriebe eröffnen an anderer Stelle, und wie viele 
Betriebe planen, ihren Betrieb gänzlich einzustellen? 
 
Vorbemerkung des Senats: 
Die WFB steht mit nahezu allen Mieter:innen der BRESTADT und der BREPARK in Kontakt, 
sofern diese es wünschen. Dazu haben die BRESTADT und die BREPARK aus 
datenschutzrechtlichen Gründen den Mieter:innen den Kontakt der WFB Mitarbeiter:innen 
übermittelt. Die Unterstützung umfasst Beratungsgespräche um die aktuellen 
Entwicklungen in der Innenstadt, konkrete Flächenangebote, die Organisation von 
Besichtigungen sowie deren Begleitung. Für Konzepte im Umfeld der zu erwartenden 
Baustellen wird auf Wunsch auch nach Flächen in anderen Stadtteilen gesucht, auch wenn 
das oberste Ziel ist, möglichst alle Konzepte in der Innenstadt zu halten.  
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Zu Frage 1: 
Zeitnah nach der Übernahme der Immobilien hat die BRESTADT in Absprache mit der 
WFB all ihren Mieter:innen die Kontaktdaten der WFB weitergeleitet, verbunden mit der 
Information, dass die WFB gerne bei der Suche nach einem neuen Standort behilflich ist. 
Parallel dazu führt die BRESTADT eigene Gespräche mit ihren Mieter:innen, um die 
Mietverträge einvernehmlich zu beenden. Auch die BREPARK verweist in Gesprächen auf 
die WFB. Die WFB ist zudem proaktiv auf einige Unternehmen zugegangen, wenn sich 
diese nicht selbst gemeldet haben und das Mietangebot als dinglich und wichtig bewertet 
wurde. 
Zu einzelnen aktuellen Untermieter:innen in der Lloydpassage gab es bisher keinen 
Kontakt, da die Weitergabe der Flächen an Untermieter:innen so kurz vor Beendigung der 
Mietlaufzeiten nicht bekannt war. 
 
Zu Frage 2: 
Die WFB ist mit den Mieter:innen weitestgehend im Gespräch und hat allen Betrieben, die 
den Kontakt zur WFB gesucht oder angenommen haben, bereits Flächenangebote 
unterbreitet sowie Besichtigungen organisiert und begleitet. So konnte dem Unternehmen 
„Vanilla Instinct“ beispielsweise erfolgreich eine von einem Maklerbüro vermarktete Fläche 
in Schwachhausen vermittelt werden, nachdem die WFB die Fläche angeboten und die 
Besichtigung organisiert und begleitet hat.  
 
Auch mit Saturn steht die WFB seit Längerem in Kontakt, gibt Hinweise auf Flächen und 
vermittelt Kontakte zu Immobilienbesitzer:innen, insbesondere bei derzeit im Umbau 
befindlichen Geschäftshäusern. Für viele Konzepte im Café- und Gastronomiebereich 
gestaltet sich die Suche nach Ersatzflächen jedoch schwierig.  
 
Die durch die befristete Mietlaufzeit bedingt moderaten Mietpreise in der Lloydpassage 
führen insbesondere bei diesem stark nachgefragten Marktsegment zu einer erschwerten 
Flächenvermittlung durch die WFB. In der Mehrheit der Vermittlungsversuche müssen 
daher höhere Mietpreise in Kauf genommen werden.  
 
Zu Frage 3: 
Konkret stand bzw. steht die WFB mit 10 Gewerbetreibenden in Kontakt, die direkt 
Mieter:innen der BRESTADT bzw. der BREPARK sind. Darüber hinaus steht die WFB mit 
rund 30 weiteren Gewerbetreibenden und Immobilienbesitzer:innen in Kontakt, die sehr 
unterschiedlich von der Baustelle betroffen sein werden. Dabei informiert die WFB auch 
hier detailliert über aktuelle Entwicklungen in der Innenstadt, berät und informiert über 
potenzielle Flächen und vermittelt bei Interesse Kontakt zu dem jeweiligen Anbieter, der 
jeweiligen Anbieterin der Immobilie. Insgesamt wurden rund 60 Kontaktaufnahmen 
gezählt, d.h. Telefonate geführt, E-Mails verschickt, Informations- und Beratungsgespräche 
durchgeführt sowie Besichtigungen organisiert und durchgeführt. Den Gewerbetreibenden 
wurden insgesamt rund 32 Immobilienangebote unterbreitet, wobei einzelne Flächen 
mehrfach angeboten wurden und es wurden bis dato rund sechs konkrete Besichtigungen 
organisiert und begleitet.  
Grundsätzlich muss die WFB bei der Ansprache von Gewerbetreibenden sensibel 
vorgehen, wenn diese Mietverträge bei nicht öffentlichen Immobilieneigentümer:innen 
haben. Hier kann nur im Einvernehmen mit den Eigentümer:innen oder bei der direkten 
Ansprache durch die Mieter:innen über mögliche Alternativstandorte in der Innenstadt 
informiert werden.  
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Anfrage 17: Sprachlernprojekt für Mütter „Mama lernt Deutsch“ 
Anfrage der Abgeordneten Fynn Voigt, Thore Schäck und Fraktion der FDP 
vom 19. August 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie hoch sind die aktuellen jährlichen Mittel des Senats für „Mama lernt Deutsch“, wie 
hat sich die Finanzierung seit Projektstart entwickelt, und ist eine auskömmliche 
Finanzierung über 2026 hinaus gesichert? 
 
2. Nach welchen Kriterien werden die Kursplätze auf Stadtteile und Standorte verteilt, wie 
haben sich dabei Bedarf und Auslastung in den vergangen fünf Jahren entwickelt, wo 
bestehen Wartelisten oder Versorgungslücken, und welche Handlungsbedarfe resultieren 
daraus für den Senat? 
 
3. Welche belastbaren Erkenntnisse liegen dem Senat zu den Erfolgen des Projekts vor 
(zum Beispiel erreichte Sprachniveaus, Übergänge in weiterführende Sprachkurse, 
Ausbildung oder Beschäftigung), gibt es dazu eine systematische Evaluation, und welche 
Schlussfolgerungen zieht der Senat daraus für die Weiterentwicklung von „Mama lernt 
Deutsch“? 
 
Zu Frage 1: 
Die ersten „Mama lernt Deutsch“-Kurse starteten im Jahr 2000 als niedrigschwelliges 
Angebot für Mütter mit Kindern bis zum Grundschulalter. Die Anzahl der Kurse ist in den 
vergangenen Jahren kontinuierlich gestiegen. Zu Beginn lag die Zuwendungssumme bei 
rund 100.000 Euro. Aktuell werden 16 Kurse in der Stadtgemeinde Bremen angeboten. 
Dies entspricht 2026 einer Zuwendung von rund 204.000 Euro. Die Mittel sind auch in 
den Folgejahren für Mama-lernt-Deutsch-Kurse vorgesehen und über 2026 hinaus 
gesichert. 
 
Zu Frage 2: 
Die Kurse finden ausnahmslos in Stadtteilen statt, die einen hohen Sozialindex aufweisen. 
Durch die gute Vernetzung des Trägers sind die Kursorte bei der Zielgruppe sehr bekannt. 
Durch die Einstellung der Integrationskurse für Eltern und Frauen und den 
Zulassungsstopp für freiwillig Teilnehmende, sind die „Mama-lernt-Deutsch“-Kurse noch 
mehr als ohnehin nachgefragt. Die Kursleiterinnen führen Wartelisten. Der zuständige 
Fachbereich klärt in regelmäßigen Gesprächen mit dem Träger, ob es Versorgungslücken 
gibt. So wurden wegen des hohen Bedarfs 2023 fünf neue Kurse aus Mitteln des 
Europäischen Sozialfonds (ESF) zusätzlich initiiert und bis einschließlich 2024 durch den 
ESF finanziert. Seit 2025 werden die Kurse aus Mitteln für familienfördernde Maßnahmen 
finanziert. 
 
Zu Frage 3: 
Die Mama-lernt-Deutsch Kurse sind ein niedrigschwelliges Angebot für Mütter mit wenig 
Deutschkenntnissen. Sie zielen nicht darauf ab, dass die Teilnehmerinnen ein 
Sprachniveau nach dem Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmen für Sprachen 
erreichen, sondern bereiten die Teilnehmenden auf einen weiterführenden Sprachkurs vor. 
Gründe, warum Teilnehmerinnen die Kurse verlassen, sind vielfältig und oftmals auch in 
einem direkten Anschluss begründet, wie etwa den Wechsel in einen 
Integrationssprachkurs oder die Aufnahme von Erwerbstätigkeit. Weitere Gründe sind 
Schwangerschaft, Geburt und Erziehung oder auch Umzüge.  
Für 2026 ist bereits vereinbart, dass die erreichten Anschlussperspektiven der 
Teilnehmerinnen auch quantitativ im Verwendungsnachweis aufgeführt werden.  
Die „Mama-lernt-Deutsch“ Kurse fanden ursprünglich regelhaft an Grundschulen oder Kitas 
statt. Durch die schwierige Platzsituation in Kitas und Grundschulen wurden die Kurse in 
den vergangenen Jahren stärker in anderen Einrichtungen angeboten, zum Beispiel in den 
Häusern der Familie.  
Im Zuge des Aufbaus der Präventionsketten im Stadtteil Huchting wird aktuell erprobt, ob 
die Kurse in Zukunft wieder vermehrt an Kitas angeboten werden sollten, da sich ein Kurs 
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in der Kita auch positiv auf die Beziehung zwischen der Kita und den Eltern auswirken 
kann und so Synergien genutzt werden. 
 


